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Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens  

Synopse der wichtigsten Änderungen 
BGBl. 2020 Teil I Nr. 67, S. 3328 ff. 

Recht für Anträge bis 30.09.2020 Recht für Anträge ab 01.10.2020 
§ 35 Begriff der Insolvenzmasse 
 
(1) Das Insolvenzverfahren erfaßt das gesamte 
Vermögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens gehört und das er während des 
Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit 
aus oder beabsichtigt er, demnächst eine solche 
Tätigkeit auszuüben, hat der Insolvenzverwalter ihm 
gegenüber zu erklären, ob Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenzmasse gehört 
und ob Ansprüche aus dieser Tätigkeit im 
Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können. 
§ 295 Absatz 2 gilt entsprechend. Auf Antrag des 
Gläubigerausschusses oder, wenn ein solcher nicht 
bestellt ist, der Gläubigerversammlung ordnet das 
Insolvenzgericht die Unwirksamkeit der Erklärung an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem 
Gericht gegenüber anzuzeigen. Das Gericht hat die 
Erklärung und den Beschluss über ihre 
Unwirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 

§ 35 Begriff der Insolvenzmasse 
 
(1) Das Insolvenzverfahren erfaßt das gesamte 
Vermögen, das dem Schuldner zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens gehört und das er während des 
Verfahrens erlangt (Insolvenzmasse). 
 
(2) Übt der Schuldner eine selbstständige Tätigkeit 
aus oder beabsichtigt er, demnächst eine solche 
Tätigkeit auszuüben, hat der Insolvenzverwalter ihm 
gegenüber zu erklären, ob Vermögen aus der 
selbstständigen Tätigkeit zur Insolvenzmasse gehört 
und ob Ansprüche aus dieser Tätigkeit im 
Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können. 
§ 295a gilt entsprechend. Auf Antrag des 
Gläubigerausschusses oder, wenn ein solcher nicht 
bestellt ist, der Gläubigerversammlung ordnet das 
Insolvenzgericht die Unwirksamkeit der Erklärung an. 
 
(3) Der Schuldner hat den Verwalter unverzüglich 
über die Aufnahme oder Fortführung einer 
selbständigen Tätigkeit zu informieren. Ersucht der 
Schuldner den Verwalter um die Freigabe einer 
solchen Tätigkeit, hat sich der Verwalter unverzüglich, 
spätestens nach einem Monat, zu dem Ersuchen zu 
erklären. 
 
(4) Die Erklärung des Insolvenzverwalters ist dem 
Gericht gegenüber anzuzeigen. Das Gericht hat die 
Erklärung und den Beschluss über ihre 
Unwirksamkeit öffentlich bekannt zu machen. 
 

§ 287 Antrag des Schuldners 
 
(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 
Schuldners voraus, der mit seinem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens verbunden 
werden soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so 
ist er innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis 
gemäß § 20 Abs. 2 zu stellen. Der Schuldner hat dem 
Antrag eine Erklärung beizufügen, ob ein Fall des § 
287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 2 vorliegt. Die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklärung nach 
Satz 3 hat der Schuldner zu versichern. 
 
(2) Dem Antrag ist die Erklärung beizufügen, daß der 
Schuldner seine pfändbaren Forderungen auf Bezüge 
aus einem Dienstverhältnis oder an deren Stelle 
tretende laufende Bezüge für die Zeit von sechs 
Jahren nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
(Abtretungsfrist) an einen vom Gericht zu 
bestimmenden Treuhänder abtritt. 
 
 
 
 
 
 
 

§ 287 InsO 
 
(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 
Schuldners voraus, der mit seinem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens verbunden 
werden soll. Wird er nicht mit diesem verbunden, so 
ist er innerhalb von zwei Wochen nach dem Hinweis 
gemäß § 20 Abs. 2 zu stellen. Der Schuldner hat dem 
Antrag eine Erklärung beizufügen, ob ein Fall des § 
287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 2 vorliegt. Die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Erklärung nach 
Satz 3 hat der Schuldner zu versichern. 
 
(2) Dem Antrag ist die Erklärung des Schuldners 
beizufügen, dass dieser seine pfändbaren 
Forderungen auf Bezüge aus einem Dienstverhältnis 
oder auf an deren Stelle tretende laufende Bezüge für 
den Zeitraum von drei Jahren nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens (Abtretungs-frist) an einen vom 
Gericht zu bestimmenden Treuhänder abtritt. Ist dem 
Schuldner auf Grundlage eines nach dem 30. 
September 2020 gestellten Antrags bereits einmal 
Restschuldbefreiung erteilt worden, so beträgt die 
Abtretungsfrist in einem erneuten Verfahren fünf 
Jahre; der Schuldner hat dem Antrag eine ent-
sprechende Abtretungserklärung beizufügen.“ 
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(3) Vereinbarungen des Schuldners sind insoweit 
unwirksam, als sie die Abtretungserklärung nach 
Absatz 2 vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
 
(4) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen 
angemeldet haben, sind bis zum Schlusstermin zu 
dem Antrag des Schuldners zu hören. 

(3) Vereinbarungen des Schuldners sind insoweit 
unwirksam, als sie die Abtretungserklärung nach 
Absatz 2 vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
 
(4) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen 
angemeldet haben, sind bis zum Schlusstermin zu 
dem Antrag des Schuldners zu hören. 
 

§ 287a Entscheidung des 
Insolvenzgerichts 
(1) Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig, 
so stellt das Insolvenzgericht durch Beschluss fest, 
dass der Schuldner Restschuldbefreiung erlangt, 
wenn er den Obliegenheiten nach § 295 nachkommt 
und die Voraussetzungen für eine Versagung nach 
den §§ 290, 297 bis 298 nicht vorliegen. Der 
Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. Gegen 
den Beschluss steht dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu. 

(2) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzulässig, 
wenn  
1. 

dem Schuldner in den letzten zehn Jahren 
vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag Restschuldbefreiung erteilt oder 
wenn ihm die Restschuldbefreiung in den 
letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
nach diesem Antrag nach § 297 versagt 
worden ist oder 

2. 
dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag Restschuldbefreiung nach § 290 
Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 oder nach § 
296 versagt worden ist; dies gilt auch im 
Falle des § 297a, wenn die nachträgliche 
Versagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 
Nummer 5, 6 oder 7 gestützt worden ist. 

In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Eröffnungsantrag vor der 
Entscheidung über die Eröffnung zurückzunehmen. 

 

§ 287a Entscheidung des 
Insolvenzgerichts 
(1) Ist der Antrag auf Restschuldbefreiung zulässig, 
so stellt das Insolvenzgericht durch Beschluss fest, 
dass der Schuldner Restschuldbefreiung erlangt, 
wenn er den Obliegenheiten nach § 295 nachkommt 
und die Voraussetzungen für eine Versagung nach 
den §§ 290, 297 bis 298 nicht vorliegen. Der 
Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. Gegen 
den Beschluss steht dem Schuldner die sofortige 
Beschwerde zu. 

(2) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist unzulässig, 
wenn 
1. 

dem Schuldner in den letzten elf Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag Restschuldbefreiung erteilt oder 
wenn ihm die Restschuldbefreiung in den 
letzten fünf Jahren vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder 
nach diesem Antrag nach § 297 versagt 
worden ist oder 

2. 
dem Schuldner in den letzten drei Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag Restschuldbefreiung nach § 290 
Absatz 1 Nummer 5, 6 oder 7 oder nach § 
296 versagt worden ist; dies gilt auch im 
Falle des § 297a, wenn die nachträgliche 
Versagung auf Gründe nach § 290 Absatz 1 
Nummer 5, 6 oder 7 gestützt worden ist. 

In diesen Fällen hat das Gericht dem Schuldner 
Gelegenheit zu geben, den Eröffnungsantrag vor der 
Entscheidung über die Eröffnung zurückzunehmen. 

 

§ 295 Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Dem Schuldner obliegt es, in dem Zeitraum 
zwischen Beendigung des Insolvenzverfahrens und 
dem Ende der Abtretungsfrist  
 
1. eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben 
und, wenn er ohne Beschäftigung ist, sich um eine 
solche zu bemühen und keine zumutbare Tätigkeit 
abzulehnen; 
 
2. Vermögen, das er von Todes wegen oder mit 
Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht erwirbt, zur 
Hälfte des Wertes an den Treuhänder 
herauszugeben; 

 

 

 

§ 295 Obliegenheiten des Schuldners 

Dem Schuldner obliegt es, in dem Zeitraum zwischen 
Beendigung des Insolvenzverfahrens und dem Ende 
der Abtretungsfrist  
 
1. eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben 
und, wenn er ohne Beschäftigung ist, sich um eine 
solche zu bemühen und keine zumutbare Tätigkeit 
abzulehnen; 
 
2. Vermögen, das er von Todes wegen oder mit 
Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht oder durch 
Schenkung erwirbt, zur Hälfte des Wertes sowie 
Vermögen, das er als Gewinn in einer Lotterie, 
Ausspielung oder in einem anderen Spiel mit 
Gewinnmöglichkeit erwirbt, zum vollen Wert an den 
Treuhänder herauszugeben; von der 
Herausgabepflicht sind gebräuchliche 
Gelegenheitsgeschenke und Gewinne von geringem 
Wert ausgenommen.  
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3. jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der 
Beschäftigungsstelle unverzüglich dem 
Insolvenzgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, 
keine von der Abtretungserklärung erfaßten Bezüge 
und kein von Nummer 2 erfaßtes Vermögen zu 
verheimlichen und dem Gericht und dem Treuhänder 
auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätigkeit 
oder seine Bemühungen um eine solche sowie über 
seine Bezüge und sein Vermögen zu erteilen; 
 
4. Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
nur an den Treuhänder zu leisten und keinem 
Insolvenzgläubiger einen Sondervorteil zu 
verschaffen. 

 

 

(2) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit 
ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger durch 
Zahlungen an den Treuhänder so zu stellen, wie 
wenn er ein angemessenes Dienstverhältnis 
eingegangen wäre. 

 

 
3. jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der 
Beschäftigungsstelle unverzüglich dem 
Insolvenzgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, 
keine von der Abtretungserklärung erfaßten Bezüge 
und kein von Nummer 2 erfaßtes Vermögen zu 
verheimlichen und dem Gericht und dem Treuhänder 
auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätigkeit 
oder seine Bemühungen um eine solche sowie über 
seine Bezüge und sein Vermögen zu erteilen; 
 
4. Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
nur an den Treuhänder zu leisten und keinem 
Insolvenzgläubiger einen Sondervorteil zu 
verschaffen. 
 
5. keine unangemessenen Verbindlichkeiten im Sinne 
des § 290 Absatz 1 Nummer 4 zu begründen.“  

Auf Antrag des Schuldners stellt das Insolvenzgericht 
fest, ob ein Vermögenserwerb nach Satz 1 Nummer 2 
von der Herausgabeobliegenheit ausgenommen ist. 

 

 § 295a Verstoß gegen Obliegenheiten 
des selbständigen Schuldners 
 
(1) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit 
ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger durch 
Zahlungen an den Treuhänder so zu stellen, als wenn 
er ein angemessenes Dienstverhältnis eingegangen 
wäre. Die Zahlungen sind kalenderjährlich bis zum 
31. Januar des Folgejahres zu leisten. 
 
(2) Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht den 
Betrag fest, der den Bezügen aus dem nach Absatz 1 
zugrunde zu legenden Dienstverhältnis entspricht. 
Der Schuldner hat die Höhe der Bezüge, die er aus 
einem angemessenen Dienstverhältnis erzielen 
könnte, glaubhaft zu machen. Der Treuhänder und 
die Insolvenzgläubiger sind vor der Entscheidung 
anzuhören. Gegen die Entscheidung steht dem 
Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger die sofortige 
Beschwerde zu.“ 
 

§ 296 Verstoß gegen Obliegenheiten 
 
(1) Das Insolvenzgericht versagt die 
Restschuldbefreiung auf Antrag eines 
Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner in dem 
Zeitraum zwischen Beendigung des 
Insolvenzverfahrens und dem Ende der 
Abtretungsfrist eine seiner Obliegenheiten verletzt 
und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
beeinträchtigt; dies gilt nicht, wenn den Schuldner 
kein Verschulden trifft. Der Antrag kann nur binnen 
eines Jahres nach dem Zeitpunkt gestellt werden, in 
dem die Obliegenheitsverletzung dem Gläubiger 
bekanntgeworden ist. Er ist nur zulässig, wenn die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 glaubhaft 
gemacht werden. 
 
 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der 
Treuhänder, der Schuldner und die 

§ 296 Verstoß gegen Obliegenheiten 
 
(1) Das Insolvenzgericht versagt die 
Restschuldbefreiung auf Antrag eines 
Insolvenzgläubigers, wenn der Schuldner in dem 
Zeitraum zwischen Beendigung des 
Insolvenzverfahrens und dem Ende der 
Abtretungsfrist eine seiner Obliegenheiten verletzt 
und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger 
beeinträchtigt; dies gilt nicht, wenn den Schuldner 
kein Verschulden trifft; im Fall des § 295 Satz 1 
Nummer 5 bleibt einfache Fahrlässigkeit außer 
Betracht. Der Antrag kann nur binnen eines Jahres 
nach dem Zeitpunkt gestellt werden, in dem die 
Obliegenheitsverletzung dem Gläubiger 
bekanntgeworden ist. Er ist nur zulässig, wenn die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 glaubhaft 
gemacht werden. 
 
(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der 
Treuhänder, der Schuldner und die 
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Insolvenzgläubiger zu hören. Der Schuldner hat über 
die Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft zu 
erteilen und, wenn es der Gläubiger beantragt, die 
Richtigkeit dieser Auskunft an Eides Statt zu 
versichern. Gibt er die Auskunft oder die 
eidesstattliche Versicherung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht innerhalb der ihm gesetzten 
Frist ab oder erscheint er trotz ordnungsgemäßer 
Ladung ohne hinreichende Entschuldigung nicht zu 
einem Termin, den das Gericht für die Erteilung der 
Auskunft oder die eidesstattliche Versicherung 
anberaumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu 
versagen. 
 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller 
und dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die 
Versagung der Restschuldbefreiung ist öffentlich 
bekanntzumachen. 

 

Insolvenzgläubiger zu hören. Der Schuldner hat über 
die Erfüllung seiner Obliegenheiten Auskunft zu 
erteilen und, wenn es der Gläubiger beantragt, die 
Richtigkeit dieser Auskunft an Eides Statt zu 
versichern. Gibt er die Auskunft oder die 
eidesstattliche Versicherung ohne hinreichende 
Entschuldigung nicht innerhalb der ihm gesetzten 
Frist ab oder erscheint er trotz ordnungsgemäßer 
Ladung ohne hinreichende Entschuldigung nicht zu 
einem Termin, den das Gericht für die Erteilung der 
Auskunft oder die eidesstattliche Versicherung 
anberaumt hat, so ist die Restschuldbefreiung zu 
versagen. 
 
(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller 
und dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die 
Versagung der Restschuldbefreiung ist öffentlich 
bekanntzumachen. 

 

§ 300 Entscheidung über die 
Restschuldbefreiung  
 
(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach Anhörung 

der Insolvenzgläubiger, des Insolvenzverwalters oder 

Treuhänders und des Schuldners durch Beschluss 

über die Erteilung der Restschuld-befreiung, wenn 

die Abtretungsfrist ohne vorzeitige Beendigung 

verstrichen ist. Hat der Schuldner die Kosten des 

Verfahrens berichtigt, entscheidet das Gericht auf 

seinen Antrag, wenn 

 

1. im Verfahren kein Insolvenzgläubiger eine 

Forderung angemeldet hat oder wenn die 

Forderungen der Insolvenzgläubiger befriedigt sind 

und der Schuldner die sonstigen 

Masseverbindlichkeiten berichtigt hat, 

 

2. drei Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind und 

dem Insolvenzverwalter oder Treuhänder innerhalb 

dieses Zeitraums ein Betrag zugeflossen ist, der eine 

Befriedigung der Forderungen der Insolvenzgläubiger 

in Höhe von mindestens 35 Prozent ermöglicht, oder 

 

3. fünf Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind. 

 

Satz 1 gilt entsprechend. Eine Forderung wird bei der 

Ermittlung des Prozentsatzes nach Satz 2 Nummer 2 

berücksichtigt, wenn sie in das Schluss-verzeichnis 

aufgenommen wurde. Fehlt ein Schluss-verzeichnis, 

so wird eine Forderung berücksichtigt, die als 

festgestellt gilt oder deren Gläubiger entsprechend § 

189 Absatz 1 Feststellungsklage erhoben oder das 

Verfahren in dem früher anhängigen Rechtsstreit 

aufgenommen hat. 

 

(2) In den Fällen von Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ist 

der Antrag nur zulässig, wenn Angaben gemacht 

werden über die Herkunft der Mittel, die an den 

Treuhänder geflossen sind und die über die Beträge 

hinausgehen, die von der Abtretungserklärung 

erfasst sind. Der Schuldner hat zu erklären, dass die 

Angaben nach Satz 1 richtig und vollständig sind. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen von Absatz 1 

§ 300 Entscheidung über die 
Restschuldbefreiung  

 

(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach dem 

regulären Ablauf der Abtretungsfrist über die 

Erteilung der Restschuldbefreiung. Der Beschluss 

ergeht nach Anhörung der Insolvenzgläubiger, des 

Insolvenzverwalters oder Treuhänders und des 

Schuldners. Eine nach Satz 1 erteilte Restschuld-

befreiung gilt als mit Ablauf der Abtretungsfrist erteilt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

(2) Wurden im Insolvenzverfahren keine Forderungen 

angemeldet oder sind die Insolvenzforderungen 

befriedigt worden und hat der Schuldner die Kosten 

des Verfahrens und die sonstigen 

Masseverbindlichkeiten berichtigt, so entscheidet das 

Gericht auf Antrag des Schuldners schon vor Ablauf 

der Abtretungsfrist über die Erteilung der 

Restschuldbefreiung. Absatz 1 Satz 2 gilt 

entsprechend. Das Vorliegen der Voraussetzungen 

nach Satz 1 ist vom Schuldner glaubhaft zu machen. 

Wird die Restschuldbefreiung nach Satz 1 erteilt, so 

gelten die §§ 299 und 300a entsprechend.  
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Satz 2 Nummer 1 bis 3 ist vom Schuldner glaubhaft 

zu machen. 

 
(3) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuld-

befreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 

wenn die Voraussetzungen des § 290 Absatz 1, des 

§ 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des § 297 oder 

des § 297a vorliegen, oder auf Antrag des 

Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des § 298 

vorliegen. 

(4) Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 
Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und 
jedem Insolvenzgläubiger, der bei der Anhörung nach 
Absatz 1 die Versagung der Restschuld-befreiung 
beantragt oder der das Nichtvorliegen der 
Voraussetzungen einer vorzeitigen Restschuld-
befreiung nach Absatz 1 Satz 2 geltend gemacht hat, 
die sofortige Beschwerde zu. Wird 
Restschuldbefreiung nach Absatz 1 Satz 2 erteilt, 
gelten die §§ 299 und 300a entsprechend. 
 

 
 
 
(3) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuld-

befreiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, 

wenn die Voraussetzungen des § 290 Absatz 1, des 

§ 296 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 3, des § 297 oder 

des § 297a vorliegen, oder auf Antrag des 

Treuhänders, wenn die Voraussetzungen des § 298 

vorliegen.  

 

(4) Der Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen. 

Gegen den Beschluss steht dem Schuldner und 

jedem Insolvenzgläubiger, der bei der Anhörung nach 

Absatz 1 oder Absatz 2 die Versagung der 

Restschuldbefreiung beantragt oder der das 

Nichtvorliegen der Voraussetzungen einer vorzeitigen 

Restschuldbefreiung nach Absatz 2 geltend gemacht 

hat, die sofortige Beschwerde zu. 

 

 

§ 301 Wirkung der Restschuldbefreiung 
(1) Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt sie 
gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch für 
Gläubiger, die ihre Forderungen nicht angemeldet 
haben. 
 
(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen 
Mitschuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger aus einer zu ihrer Sicherung 
eingetragenen Vormerkung oder aus einem Recht, 
das im Insolvenzverfahren zur abgesonderten 
Befriedigung berechtigt, werden durch die 
Restschuldbefreiung nicht berührt. Der Schuldner 
wird jedoch gegenüber dem Mitschuldner, dem 
Bürgen oder anderen Rückgriffsberechtigten in 
gleicher Weise befreit wie gegenüber den 
Insolvenzgläubigern. 
 
(3) Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf Grund 
der Restschuldbefreiung keine Befriedigung zu 
beanspruchen hat, so begründet dies keine Pflicht zur 
Rückgewähr des Erlangten. 

 

§ 301 Wirkung der Restschuldbefreiung 
(1) Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt sie 
gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch für 
Gläubiger, die ihre Forderungen nicht angemeldet 
haben. 
 
(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen 
Mitschuldner und Bürgen des Schuldners sowie die 
Rechte dieser Gläubiger aus einer zu ihrer Sicherung 
eingetragenen Vormerkung oder aus einem Recht, 
das im Insolvenzverfahren zur abgesonderten 
Befriedigung berechtigt, werden durch die 
Restschuldbefreiung nicht berührt. Der Schuldner 
wird jedoch gegenüber dem Mitschuldner, dem 
Bürgen oder anderen Rückgriffsberechtigten in 
gleicher Weise befreit wie gegenüber den 
Insolvenzgläubigern. 
 
(3) Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf Grund 
der Restschuldbefreiung keine Befriedigung zu 
beanspruchen hat, so begründet dies keine Pflicht zur 
Rückgewähr des Erlangten. 

 
(4) Ein allein aufgrund der Insolvenz des Schuldners 

erlassenes Verbot, eine gewerbliche, geschäftliche, 
handwerkliche oder freiberufliche Tätigkeit 
aufzunehmen oder auszuüben, tritt mit Rechtskraft 
der Erteilung der Restschuldbefreiung außer Kraft. 
Satz 1 gilt nicht für die Versagung und die Aufhebung 
einer Zulassung zu einer erlaubnis- pflichtigen 
Tätigkeit. 
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 Art. 103k EG InsO 
(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Oktober 
2020 beantragt worden sind, sind vorbehaltlich des 
Absatzes 2 die bis dahin geltenden Vorschriften 
weiter anzuwenden. 

(2) Auf Insolvenzverfahren, die im Zeitraum vom 
17. Dezember 2019 bis einschließlich 
30. September 2020 beantragt worden sind, ver- 
kürzt sich die Abtretungsfrist im Sinne des § 287 
Absatz 2 der Insolvenzordnung für jeden vollen 
Monat, der seit dem 16. Juli 2019 bis zur Stellung des 
Insolvenzantrages vergangen ist, um denselben 
Zeitraum. Demgemäß beträgt die Abtretungsfrist: 

 
...Tabelle zur sukzessiven Verkürzung s. Anhang 
 
In Verfahren nach Satz 1 ist eine in der Abtretungs- 
erklärung erklärte, anderslautende Abtretungsfrist 
insoweit unbeachtlich. 
 
(3) Wurde dem Schuldner letztmalig nach den bis 
einschließlich 30. September 2020 geltenden 
Vorschriften eine Restschuldbefreiung erteilt, so ist § 
287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung in der bis einschließlich 30. 
September 2020 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 

 
 
 

 

§ 2a VbrInsFV 
Übergangsregelung 

Wird ein Antrag auf Eröffnung eines Verbraucher 
insolvenzverfahrens zwischen dem 1. Oktober 2020 
und dem 31. März 2021 gestellt, können die in der 
Anlage zur Verbraucherinsolvenzformular- VO in der 
Fassung der Verordnung zur Änderung der 
VerbraucherinsolvenzvordruckVO vom 23. Juni 2014 
(BGBl. I S. 825) vorgesehenen Formulare weiterhin 
verwendet werden. Wird von der in Satz 1 genannten 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, ist eine in der 
Abtretungserklärung erklärte, von § 287 Absatz 2 der 
Insolvenzord-nung in der Fassung des Gesetzes zur 
weiteren Verkürzung des 
Restschuldbefreiungsverfahrens ....vom BGBL. 2020 
I Teil 67 S. 3328 abweichende anderslautende 
Abtretungsfrist nach Maßgabe von § 2 Nummer 1 zu 
berichtigen.“ 

 

§ 1 InsVV Berechnungsgrundlage 
..... 
5. Ein Vorschuß, der von einer anderen Person als 
dem Schuldner zur Durchführung des Verfahrens 
geleistet worden ist, und ein Zuschuß, den ein 
Dritter zur Erfüllung eines Insolvenzplans geleistet 
hat, bleiben außer Betracht. 

§ 1 InsVV Berechnungsgrundlage 
...... 
5. Ein Vorschuß, der von einer anderen Person als 
dem Schuldner zur Durchführung des Ver-fahrens 
geleistet worden ist, und ein Zuschuss, den ein 
Dritter zur Erfüllung eines Insolvenz-plans oder zum 
Zweck der Erteilung der Rest-schuldbefreiung vor 
Ablauf der Abtretungsfrist geleistet hat, bleiben 
außer Betracht. 

 
  



 

Zusammengestellt von Prof. Dr. Hugo Grote 2020 

Restschuldbefreiung: Verfahrenslaufzeiten nach 
Antragstellung 
 

I. Laufzeiten für aktuelle Verfahren 
Durch die Neuregelung zur weiteren Verkürzung der Restschuldbefreiung ergibt sich 
eine etwas unübersichtliche Situation hinsichtlich der Verfahrenslaufzeiten, die hier 
tabellarisch zusammengefasst werden. 
 
 

Datum der 
Antragstellung 

Reguläre Laufzeit Verkürzungsmöglichkeit 

vor dem 
17.12.2019 

6 Jahre ab 
Eröffnung 

 
Verkürzungs-
möglichkeit  
auf fünf Jahre  
bei 
Kostendeckung  
(§ 300 Abs.1 Nr. 
3 InsO) 

 
 
 
Verkürzungs-
möglichkeit  
auf drei Jahre  
bei 
Kostendeckung 
und 35% 
Mindestquote 
(§ 300 Abs.1 Nr. 
2 InsO) 

Antrag ab 
17.12.2019 

5 Jahre 7 Monate 

Antrag ab 
17.01.2020 

5 Jahre 6 Monate 

Antrag ab 
17.02.2020 

5 Jahre 5 Monate 

Antrag ab 
17.03.2020 

5 Jahre 4 Monate 

Antrag ab 
17.04.2020 

5 Jahre 3 Monate 

Antrag ab 
17.05.2020 

5 Jahre 2 Monate 

Antrag ab 
17.06.2020 

5 Jahre 1 Monate 

Antrag ab 
17.07.2020 

5 Jahre   

Antrag ab 
17.08.2020 

4 Jahre 11 Monate  

Antrag ab 
17.09.2020 bis 
30.09.2020 

4 Jahre 10 Monate  

Ab dem 
01.10.2020 

3 Jahre   

 
Es bleibt für alle Verfahren bei der Verkürzungsmöglichkeit nach § 300 Abs. 1 Nr. 1 
InsO, wenn die Verfahrenskosten gedeckt sind und kein Gläubiger eine Forderung 
angemeldet hat oder alle Insolvenzgläubiger befriedigt sind. 
 

II. Neue Fristen für eine zweite Restschuldbefreiung  
Zweites Verfahren nach bereits erteilter erster Restschuldbefreiung: 
 
Erste Restschuldbefreiung nach dem bis zum 30.09.2020 geltenden (alten) Recht: 
10 Jahre Sperrfrist und 3 Jahre Dauer des neuen Verfahrens. 
 
Erste Restschuldbefreiung nach dem ab dem 01.10.2020 geltenden (neuen) Recht: 
11 Jahre Sperrfrist und 5 Jahre Verfahrensdauer. 


